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Jubiläumsausgabe

. . . vor meinem Praktikum in der Zen-
tralen Frauenberatung steckte ich in 
frauenspezifischen »Kinderschuhen«. 
Ich durfte tiefe Einblicke in die Wirk-
lichkeit der Frauen und deren spezi-
fische Verarbeitungsmechanismen 
erfahren.

Silke Lang-Schiefer,  März 2000 bis 
November 2000

. . . die Lebensgeschichten der Frau-
en, die Hilfe in der Zentralen Frau-
enberatung suchten, waren teilwei-
se erschütternd. Im Team fühlte ich 
mich sehr gut aufgehoben.

Elke Brand, September 2005 bis 
Februar 2006

. . . in der Zentralen Frauenberatung 
habe ich die nötige Balance von Nähe 
und Distanz erlernt, die mir für meine 
jetzige Tätigkeit in der Sozialpädago-
gischen Familienhilfe sehr hilfreich 
ist.

Nelli Enns, Februar 2006 bis Juli 
2006

. . . wurde mir deutlich, was »anwalt-
schaftliches Denken und Handeln« in 
der Praxis mit wohnungslosen Frau-
en konkret bedeutet.
. . .ihren Klientinnen stets mit Wert-
schätzung und auf Augenhöhe be-
gegneten.   

Birgit Stärkel, Juli 2006 bis 
Februar 2007

. . .rückblickend sehe ich heute mein 
Praktikum als eine wichtige persön-
liche und berufliche Erfahrung, die 
mein Studium, meine Persönlichkeit 
und mit Sicherheit meine derzeitige 
und spätere Arbeit an Menschen 
nachhaltig geprägt hat.

Sonja Albrecht, September 2008 bis 
Februar 2009

. . . war mein Praxissemester eine 
sehr eindrückliche und spannende 
Zeit in der ich auch zunehmend ei-
genständig arbeiten durfte. Ich bin 
dankbar für die Erfahrungen, die ich 
dort machen konnte.

Kristina Wahl, März 2009 bis 
September 2009

10 Jahre – Erinnerungen der Praktikantinnen
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10 Jahre Kooperation

Grußworte der – an der Zentralen Frauenberatung beteiligten – Träger

Jubiläumsteil

Peter Gerecke

Thomas Winter

Maria Nestele 

Manfred Blocher

 Alexander Englmann Maria Hassemer-Kraus

Alexander Englmann

Geschäftsführer 
Ambulante Hilfe e.V.

Liebe Kolleginnen,
Einrichtungen, die aus der Not gebo-
ren oder zu deren Überwindung ge-
gründet worden sind, haben nicht das 
Ziel, möglichst alt zu werden.
Ein Jubiläum ist deshalb eigentlich 
kein Grund zum Feiern. Eher ein An-
lass innezuhalten, um über die ver-
gangene Arbeit nachzudenken und 
Konsequenzen für die zukünftige vor-
zudenken.
Wir Kolleginnen und Kollegen der Am-
bulanten Hilfe e.V. haben ein besonde-
res Verhältnis zur Zentralen Frauenbe-
ratung, weil bei uns noch immer das 
Gefühl mitschwingt, als sei sie quasi 
aus unserer Mitte heraus entstanden.
Das Engagement für die Frauenarbeit 
innerhalb der Wohnungsnotfallhilfe 
Stuttgart gibt es schon viel länger, als 
es das 10-jährige Jubiläum der Zentra-
len Frauenberatung in der Hauptstät-
terstraße 87 vermuten lässt.
Seit Anfang der 80er-Jahre wurde die 
Frauenarbeit wesentlich mitgeprägt 
von unserer Kollegin Maria Hasse-
mer-Kraus; Maria ist gleichzeitig die 
(dienst-) älteste Mitarbeiterin der Am-
bulanten Hilfe.
Sie war dabei, als die Frauenberatung 
noch unter dem Dach der Zentralen 
Beratungsstelle eigene Beratungs-

räume in der Büchsenstraße bezogen 
hat. Als die Zentrale Beratungsstelle 
1999 im Zuge der prinzipiellen Re-
gionalisierung aufgelöst worden ist, 
hat Maria zusammen mit Kolleginnen 
der Evangelischen Gesellschaft Stutt- 
gart e.V. und des Caritasverbandes für 
Stuttgart e.V. erfolgreich für die Fort-
führung der Frauenarbeit in einer zen-
tralen Beratungsstelle gekämpft; es 
ist ein Ausdruck der Wertschätzung 
für Marias Engagement gewesen, 
dass die Kolleginnen sich Maria als 
Leiterin wünschten, was dazu geführt 
hat, dass der Ambulanten Hilfe die 
Geschäftsführung übertragen worden 
ist. Die Übernahme der Geschäfts-
führung durch die Ambulante Hilfe 
und die eigenständige Unterbringung 
der Zentralen Frauenberatung in der 
Hauptstätterstraße waren für uns Kol-
leginnen und Kollegen eine schmerz-
hafte Trennung: Mit Maria haben ja 
noch weitere Kolleginnen ihre Büros 
in der Kreuznacher Straße verlassen 
und neue in der Hauptstätterstraße 
bezogen. Plötzlich war es nicht mehr 
möglich, mit ihnen kurz mal »zwischen 
Tür und Angel« über große Pläne und 
kleine Details zu reden.
Für unseren selbstverwalteten Verein 
sind das einschneidende Verände-
rungen gewesen; wir haben unsere 
Strukturen wohl oder übel daran an-
passen müssen: Seither gibt es inner-
halb der Ambulanten Hilfe verschie-
dene eigenständige Teams.

Die Kooperationspartner in Bild und Wort
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im Umfeld einer damals erdrückenden 
Überzahl von Männern, die auf der 
Straße lebten, ungeschützt und ohne 
mindeste Respektierung ihrer beson-
deren Lebenslage, beraten werden 
sollten.
Das war 1983/84, und in der Folge 
hat sich neben den ersten organisa-
torischen Ansätzen einer frauenspezi-
fischen Beratung vor allem ein Netz-
werk gebildet, das über sämtliche 
Trägergrenzen hinweg und mit Un-
terstützung solidarischer Kolleginnen 
des Sozialamts Inhalte, Qualität und 
Standards frauenspezifischer Arbeit 
definierte und umgesetzt hat. Hier 
war eine starke Lobby für die Frauen 
entstanden, die dafür sorgte, dass bei 
der Neugestaltung und Umstrukturie-
rung des ambulanten Hilfesystems im 
Jahr 2000 es keine Frage mehr war, 
der Beratungsstelle von Frauen den 
längst notwendigen eigenständigen 
Charakter in Form der jetzigen ZFB zu 
geben. 
In den letzten 10 Jahren ist es Euch 
hervorragend gelungen, mit der Frei-
räume schaffenden, eigenständigen 
und individuellen Organisationsform 
der ZFB sowohl die Inhalte und die 
Qualität Eurer Arbeit weiter zu entwi-
ckeln wie auch eine nach allen Seiten 
verlässliche und hoch engagierte Part-
nerin für die Frauen, die zu Euch kom-
men, zu sein. 
Es ist beeindruckend, wie Euer Team 
trotz hoher Arbeitsbelastung und 

Thomas Winter

Abteilungsleitung 
Evangelische Gesellschaft für Stutt-
gart e. V., Dienste für Menschen in 
Armut und Wohnungsnot 
in Stuttgart

Liebe Kolleginnen der Zentralen Frau-
enberatungsstelle (ZFB),
eigentlich solltet Ihr ein Jubiläum mit 
einer höheren Jahreszahl feiern, denn 
wir alle sollten den langwierigen und 
gewiss nicht einfachen Weg zur jet-
zigen, erst 10 Jahre alten Form der 
Zentralen Frauenberatungsstelle mit 
berücksichtigen und auch würdigen.
Als damaliger Mitarbeiter der Zentra-
len Beratungsstelle für wohnungslose 
Frauen und Männer, habe ich quasi als 
»Zeitzeuge« aus nächster Nähe miter-
lebt, wie engagierte Kolleginnen der 
eva, der Ambulanten Hilfe und des 
Sozialdienstes katholischer Frauen 
(später kam der Caritasverband hinzu) 
die erste Form einer Beratungsstelle 
für Frauen ins Leben riefen. Die Kolle-
ginnen waren einfach nicht mehr be-
reit dazu, dass Frauen in extremer Not 

Frauenberatung zum 10-jährigen Jubi-
läum zu gratulieren und ihr für die Zu-
kunft alles Gute zu wünschen. Möge 
die Zentrale Frauenberatung weiterhin 
den in Not geratenen Frauen »Stimme 
und Gesicht« geben.

Manfred Blocher

Bereichsleiter 
Caritasverband für Stuttgart e.V., 
Bereich Armut, Wohnungsnot und 
Schulden

Die Zentrale Frauenberatung hat allen 
Grund zu feiern. Mit der Beratungsstel-
le ist es den drei Trägern Ambulante 
Hilfe e.V., Caritasverband für Stuttgart 
e.V. und Evangelische Gesellschaft 
Stuttgart e.V. gelungen ein Hilfeange-
bot unter der Geschäftsführung der 
Ambulanten Hilfe zu konzipieren und 
erfolgreich umzusetzen.
Die in den letzten Jahren stark anstei-
genden Zahlen von Frauen im Hilfesy-
stem zeigen die Notwendigkeit dieses 
Angebotes auf. Mit der Parteinahme 
für die Belange der Hilfe suchenden 
Frauen und dem stetigen Ringen um 
Verbesserung konnten so innerhalb 
der Stadt Stuttgart neue Angebote ge-
schaffen werden, um dem Ziel einer 
bedarfsgerechten Versorgung wieder 
ein Stück näher zu kommen.
Als Kooperationspartner in der Zentra-
len Frauenberatung und gleichzeitig 
als Anbieter von Angeboten möchte 
ich das sehr gute und gegenseitig un-
terstützende Miteinander besonders 
würdigen. Die Beratungsstelle war in 
all den Jahren ein verlässlicher Partner 
wenn es um die besonderen Bedürf-
nisse wohnungsloser Frauen ging.  
Es ist mir eine Freude der Zentralen 

Es freut uns aber sehr, dass wir bei 
Euch Kolleginnen in der Zentralen Frau-
enberatung einen Team-Geist spüren, 
den wir in der Ambulanten Hilfe kaum 
übertreffen können. 
Noch ein Wort zur Arbeit und zur Fei-
er: Als die Zentrale Frauenberatung 
1999 eingerichtet worden ist, waren 
sich alle Träger einig, drei volle Stellen 
für die Beratungsarbeit zur Verfügung 
zu stellen.
Das schien damals überdimensioniert 
zu sein; in den letzten zehn Jahren hat 
sich die Nachfrage bei der Zentralen 
Frauenberatung aber im Vergleich zu 
allen anderen Beratungsstellen am 
deutlichsten gesteigert.
Die Probleme, mit denen Ihr in der Be-
ratung zu kämpfen habt, haben aber 
auch qualitativ zugenommen (das 
geht uns allerdings allen so).
Um mit steigenden Aufgaben fertig 
zu werden, braucht man Kraft, Geduld 
und fachliche Kreativität.
Die Feier – so wünschen wir es Euch 
– soll Euch helfen, Eure Motivation 
und Eure Energie für die Arbeit aufzu-
frischen!

Jubiläumsteil
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war, manchmal vielleicht sogar einem 
Spießrutenlauf glich.
Es gab zwar zu diesem Zeitpunkt in 
Stuttgart mehrere Wohnangebote für 
Frauen sowie den Tagestreff femme-
tastisch. Eine Beratungsstelle eigens 
für Frauen, die Schutz vor männlicher 
Gewalt und eine frauen-spezifische, 
parteiliche Beratung bietet, fehlte je-
doch und erschien aus unserer Sicht 
zwingend notwendig. 
Mit der Neuorganisation der Stuttgar-
ter Wohnungslosenhilfe und der Um-
strukturierung der ZBS im Jahr 2000 
konnte diese Beratungsstelle für Frau-
en realisiert werden, aus unserer Sicht 
eine sehr gute Entscheidung.
Seither besteht eine enge Kooperati-
on zwischen den Kolleginnen der ZFB 
und unserer Einrichtung. Regelmäßig 
findet ein einzelfallbezogener Aus-
tausch statt. Daneben geht es in Ko-
operationstreffen der beiden Teams 
aber auch um die Entwicklung von 
neuen Ideen und Projekten im Hin-
blick auf die Bedarfslage der Frauen. 
Hier wären zum Beispiel die Betreu-
ung psychisch beeinträchtigter Frauen  
oder auch die installierten trockenen 
Aufnahmehausplätze zu nennen. 
Die Frauen, die im Aufnahmehausbe-
reich unserer Einrichtung Unterschlupf 
gefunden haben, werden (fall-verant-
wortlich) von den Kolleginnen der ZFB 
beraten. Gemeinsam versuchen wir 
Perspektiven und Anschlusslösungen 
zu entwickeln. Dabei erfordert die Be-

ratung und Begleitung gemeinsamer 
Klientinnen ein hohes Maß an Vertrau-
en und gegenseitiger Wertschätzung. 
Nur so kann eine Kooperation  – im 
Sinne unserer Frauen – gelingen.
Wir gratulieren der Zentralen Frauen-
beratung zur ihrem 10jährigen Jubilä-
um und freuen uns auf weitere Jahre 
der guten Zusammenarbeit. 

Ursula Leutert-Ehring

Einrichtungsleitung 
Eigenbetrieb Leben und Wohnen, 
Neeffhaus

10 Jahre Frauenberatung – 10 Jahre 
gelungene Kooperation
Das Frauenspezifische Hilfesystem in-
nerhalb von Stuttgart ist heute gut aus-
gebaut und eng miteinander vernetzt. 
Frauen in Not können so qualifizierte 
Hilfe erhalten. Die Angebote berück-
sichtigen dabei die spezifischen Be-
dürfnisse von Frauen. Einen wichtigen 
Beitrag zu dieser Arbeit leistet hierzu 
die Zentrale Frauenberatung (ZFB), die 
in ihrer heutigen Form seit dem Jahr 
2000 existiert.
Das Frauenwohnheim Neeffhaus be-
steht seit 1982. Im Jahr 1994 wurde 
die Frauenabteilung des Wohnheims 
Nordbahnhofstraße in das Neeffhaus 
integriert. Schon vor der Gründung der 
ZFB bestand eine gute Zusammen-
arbeit mit den Kolleginnen der ZFB, 
die sich auf die Beratung von Frauen 
spezialisiert hatten. Diese langjährige 
Tradition setzt sich bis heute fort.
Aus unseren eigenen Erfahrungen, 
z.B. wenn wir Frauen aus der Notü-
bernachtung unseres Hauses zur Be-
ratungsstelle begleiteten, oder aber 
auch aus Berichten der betroffenen 
Frauen, war uns bekannt, dass die Si-
tuation vor Ort nicht optimal auf die 
Bedürfnisse der Frauen zugeschnitten 

knapper Ressourcen, stetig neue 
Ideen und kreative Lösungen ent-
wickelt und dabei konsequent der 
Fachlichkeit und der Parteilichkeit für 
die Frauen verpflichtet bleibt. Ganz 
besonders schätze ich, dass Ihr dabei 
immer freundlich, humorvoll und of-
fen für Dialoge »nach außen« und mit 
Euren Partnern bleibt. 
Das Stuttgarter Hilfesystem kann stolz 
auf Euch sein!
Ich wünsche Euch weiterhin die Kraft 
für Eure komplexe Arbeit, kreative 
Ideen und die Unterstützung von 
möglichst vielen, um für »unsere Frau-
en« rundum und hilfreich da sein zu 
können.
Alles Liebe und Gute

 

Jubiläumsteil
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senstr. 34-36 zur Verfügung, in dem 
eine Kollegin der Freien Träger (Ambu-
lante Hilfe e.V., Evangelische Gesell-
schaft Stuttgart e.V., Caritasverband 
für Stuttgart e.V.) an festen Tagen 
zur Beratung der Frauen anwesend 
war. Mit dem Umzug der ZBS in die 
Hauptstätterstr. 87 wurden für die Be-
ratung wohnungsloser Frauen Räume 
im 2. OG, die einen geschlossenen 
Eingangsbereich hatten, eingerichtet. 
Der geschlossene Wartebereich sollte 
ein Schutzraum für die häufig von Ge-
walt geschädigten Frauen sein.
Nachdem die Nachfrage stetig zu-
nahm, wurde die Anwesenheit einer 
2. Kollegin erforderlich.
Nach Jahren des Übergangs wurde es 
im Jahr 2000 möglich, dass die Zen-
trale Frauenberatung weiterhin – jetzt 
im 1. Stock - des Hauses Hauptstät-
terstr. 87 ihre Bleibe fand. Die Zentrale 
Frauenberatung befindet sich  - in be-
währter Weise - unter einem Dach mit 
dem Sozialamt und der Sonderdienst-
stelle für Menschen in Wohnungsnot 
des JobCenter Stuttgart - und dafür 
danken wir. 
Zum Betreiben der Zentralen Frauen-
beratung wurde im Jahr 2000 eine 
ungewöhnliche, aber verlässliche und 
anerkannte Kooperation zwischen drei 
Trägern der Freien Wohlfahrtshilfe ge-
bildet, die jeweils eine Personalstelle 
für die Beratungstätigkeit einbringen.
Die Trägerschaft hat der Verein Ambu-
lante Hilfe e.V. übernommen. Perso-

nell, finanziell und inhaltlich beteiligen 
sich der Caritasverband für Stuttgart 
e.V. und die Evangelische Gesellschaft 
Stuttgart e.V. an der Arbeit. 
Die Zentrale Frauenberatung garan-
tiert die auf Bundesebene geforderten 
fachlichen Standards. Die Beratung 
der Hilfe Suchenden findet in ge-
schlossenen Räumen statt, die Schutz 
bieten vor männlicher Gewalt. Sie er-
folgt durch weibliche Fachkräfte, die 
die Not der Frauen kennen. Die Kol-
leginnen setzen sich mit frauenspe-
zifischen Sozialisationsbedingungen, 
Lebens- und Berufsrealitäten ausein-
ander, sehen die gesellschaftliche 
Stellung der Frau und suchen nach 
frauengerechten Lösungen. Die be-
troffenen Frauen stehen hier im Mit-
telpunkt – im Gegensatz zu den meis-
ten anderen Hilfsorganisationen, in 
denen die Männer die Mehrheit bilden 
-  denn nach wie vor brauchen Frauen 
andere Hilfeangebote als Männer. 

10 Jahre – Entwicklung in der Zentralen Frauenberatung

Die Zentrale Frauenberatung feiert 
ihr 10jähriges Bestehen und darüber 
freuen wir uns sehr!
Vorwiegend in den Jahren zwischen 
1982 und 1993  begann in Stuttgart 
der Aufbau frauengerechter Hilfen für 
wohnungslose oder in Wohnungsnot 
geratene Frauen – hierbei war auch 
die bundesweite Entwicklung Aus-
schlag gebend.
In den 80er Jahren veränderte sich 
schrittweise das Hilfeangebot für 
(sog.) Nichtsesshafte - wobei hier in 
der Regel umherziehende Männer ge-
meint waren.
Die Fachwelt entfernte sich von der in-
dividuellen Betrachtungsweise, dass 
jeder wohnungslose Mensch selbst 
schuld an seiner Not sei. Die Hilfebe-
dürftigkeit und die Hilfe selbst wurden 
nun im Kontext der gesellschaftlichen 
und sozialen Situation der betroffenen 
Person gesehen und beschrieben. Die 
stationäre Hilfe war nicht mehr länger 
Zentrum und Maßstab des Hilfeange-
botes für alleinstehende Arme. 
Es mussten andere Antworten auf 
die Not gesucht und die Hilfe erwei-
tert werden. Nicht jeder Mensch ohne 
Wohnung brauchte eine stationäre 
Unterbringung. Die Hilfe sollte auch 
ambulant möglich  sein, als Unter-
bringung mit ambulanter Begleitung 
und Beratung mit dem Ziel der ge-
meinsamen Wohnungssuche und des 
Einzugs in eine Wohnung. Die Woh-
nungsnot der 80er Jahre erforderte 

präventive Maßnahmen zum Erhalt 
von Wohnungen. Es entwickelten 
sich begleitende Hilfen für Menschen, 
die in Gefahr standen ihre Wohnung 
zu verlieren – aber auch für ehemals 
wohnungslose Menschen, die wieder 
in einer Wohnung lebten.
In Stuttgart entstand in dieser Zeit die 
bundesweit erste Zentrale Beratungs-
stelle für wohnungslose Menschen 
(ZBS). Es folgten weitere – vor allem 
in den Großstädten. 
Die Ursprünge der Zentralen Frauen-
beratung lagen in der o.g. ZBS, denn 
hier wurde sehr rasch im Alltagsge-
schäft deutlich, dass wohnungslose 
Frauen über das männerdominante 
Angebot nur vereinzelt erreicht wer-
den bzw. ihrem Hilfebedarf nicht nach-
gekommen werden konnte.  Es zeigte 
sich, dass sie aufgrund ihrer Notlagen 
eigene, frauenspezifische Angebote 
benötigten und die wenigen vorhan-
denen Angebote meist nicht geeignet 
waren.
Aufgrund dieser Erkenntnis wurden 
in Stuttgart bereits 1984 im Zusam-
menspiel mit dem Sozialamt und den 
Freien Trägern Hilfe suchende Frauen 
aus der ZBS herausgenommen und in 
»männerfreien« Räumlichkeiten von 
weiblichem Fachpersonal beraten. 
Wichtig war ein regelmäßiges Ange-
bot, werktäglich zu festen Öffnungs-
zeiten. So stellte die Evangelische 
Gesellschaft e.V. in den Jahren 1984 
bis 1990 einen Büroraum in der Büch-

Jubiläumsteil

Die Entwicklung der Jahre 2000-
2005 sind in dem Jubiläumsbericht 
Nr. 5 beschrieben und unter 
www.ambulantehilfestuttgart.de 
nachzulesen, wir beschränken uns 
an dieser Stelle auf die Jahre ab 
2006.
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Was ist nun in den Jahren 2006-
2010 passiert, was hat uns beson-
ders beschäftigt?
Die Mitarbeiterinnen der Zentralen 
Frauenberatung haben weiterhin 
mit den Folgen der Sozialreformen 
2004/2005 zu tun.
Gesundheitsmodernisierungsgesetz
So hat das Gesundheitsmodernisie-
rungsgesetz – eingeführt 2004 – für 
von Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld 
abhängige Wohnungslose auch heute 
noch verheerende Folgen. Sie  haben 
kein Geld, um die Folgekosten eines 
Arztbesuches zu bezahlen, sie brechen 
vermehrt Behandlungen ab oder be-
ginnen sie erst gar nicht, Krankheiten 
werden verschleppt, Rezepte nicht 
eingelöst, Medikamente getauscht 
oder sie behandeln sich selbst.
Konkret fehlt den Betroffenen das Geld 
bspw. für Praxisgebühr, Rezeptzuzah-
lungen, Untersuchungen (Mammogra-
phie/Brustkrebsrisiko), Medikamente, 
Zahnersatz, Brillen, Verhütungsmittel, 
zusätzl. Untersuchungen und Vitamin-
präparate während einer Schwanger-
schaft, Kostenanteile für Krankengym-
nastik oder Krankenfahrten .
Die Mitarbeiterinnen versuchen im 
Einzelfall die schlimmste Not über 
Spendenmittel zu lindern, aber damit 
ist nicht nachhaltig geholfen. Vielmehr 
gilt es hier die Politik in die Verantwor-
tung zu nehmen und Lösungen für 
arme Menschen anzubieten.

Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites 
Buch (II) - Grundsicherung für Ar-
beitssuchende -  und Pauschalisie-
rung der Leistungen
Ein weiteres Problem für »unsere« Kli-
entel ist die Einführung des Arbeitslo-
sengeldes II und die damit einherge-
hende Pauschalierung der Leistungen. 
Konnten vorher zum monatlichen Re-
gelsatz außergewöhnliche Belastun-
gen wie bspw. Renovierungskosten, 
Reparaturen einer Waschmaschine, 
Winter- und Sommerkleidung, Weih-
nachtsgeld, Heizkostenzuschuss, zu-
sätzlich zur Regelfinanzierung bean-
tragt werden, so müssen diese Kosten 
inzwischen über einen leicht erhöhten 
Regelsatz abgedeckt werden. 
Der Gesetzgeber geht davon aus, dass 
von den derzeit 359 Euro (Regelsatz 
ALG II in Ba-Wü) eine Rücklage erspart 
werden kann, um sich die o.g. Dinge 
finanzieren zu können. Eine Utopie! 
Das Ansparen gelingt nicht, weil die 
Lebenshaltungskosten zu hoch sind. 
Es findet eine zunehmende Verelen-
dung statt.

Für alle beteiligten Dienste, besonders 
aber für die betroffenen Klientinnen 
war die Einführung des SGB II eine 
große Umstellung. In der Beratungs-
situation, bei der Vermittlung in Un-
terkunft und finanzieller Versorgung 
hat sich das Antragswesen deutlich 
erhöht. Durch die verschiedenen Zu-
ständigkeiten der Kostenträger für 
Unterkunft, Lebensunterhalt und Be-
treuungskosten müssen mehrere 
Personen angesprochen und in einen 
Entscheidungsprozess eingebunden 
werden. Das verlängerte die Antrags-
bearbeitung bzw. Bearbeitungszeit 
insgesamt. 
Die Unsicherheiten der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der JobCenter 
in der ersten Zeit der Einarbeitung und 
die Unkenntnis unserem Personen-
kreis gegenüber, führten zu schwie-

rigen Situationen im Einzelfall (Fallzu-
ständigkeit, Fallverantwortung, Ziele 
des SGB XII und SGB II, Zuständigkeit 
§ 67, verschiedene Kostenzuständig-
keit  für Unterkunft und Betreuung, 
Sanktionen, Darlehensabzüge, Daten-
schutz ...). Aus all diesen Gründen war 
und ist weiterhin eine enge Zusam-
menarbeit mit den Dienststellen des 
Stuttgarter JobCenters notwendig. 
Um diese zu gestalten sind die betei-
ligten Dienste zugunsten der Klientel 
in einen längeren Diskurs eingestie-
gen. Seit 2009 gibt es eine »Koope-
rationsvereinbarung über die Zusam-
menarbeit bei Wohnungsnotfällen an 
der Schnittstelle SGB II und SGB XII« 
mit den beteiligten freien Trägern, der 
Landeshauptstadt Stuttgart und dem 
JobCenter Stuttgart, das die Zusam-
menarbeit regelt.
Insgesamt kann aus Sicht der Mitar-
beiterinnen gesagt werden, dass die 
Zusammenarbeit inzwischen sehr 
gut ist, ganz besonders mit der Son-
derdienststelle, die sich im gleichen 
Haus wie die Zentrale Frauenberatung 
befindet.

Hilfeplanverfahren
Mit der Einführung eines Hilfeplan-
verfahrens durch das Sozialamt der 
Landeshauptstadt Stuttgart im Jahr 
2000 und dessen Umsetzung in den 
folgenden Jahren wurde die Hilfe 
qualitativ aufgewertet und verbindli-
cher gestaltet. Es fanden auch vorher 

Die Hilfe im SGB II zielt auf ein sozi-
ales Problem, nämlich der Ausgren-
zung vom Arbeitsmarkt und soll mit 
dem Erhalt von Arbeit enden. Die Si-
cherung des Lebensunterhalts wird 
mit Aufnahme einer Arbeit verknüpft, 
was bei vielen der von uns betreuten 
Frauen nicht gelingt, weil sie keine 
Arbeit erhalten oder nicht in der Lage 
sind, länger zu arbeiten. Dagegen ist 
Hilfe in der Wohnungslosenhilfe nach 
§ 67 ff SGB XII ganzheitlich angelegt 
und kümmert sich auch um all die an-
deren Problemlagen, die außerhalb 
der »Arbeit« liegen.

Jubiläumsteil



13

zielgerichtete Beratungsabläufe statt, 
aber nun hatte die schriftliche Fixie-
rung mit Unterschriften der betrof-
fenen Frau, dem Kostenträger und der 
Beratungsstelle einen anderen Stel-
lenwert. 
Allerdings sind wir immer wieder in 
der Situation, dass Klientinnen mit der 
Beschreibung ihrer Problemlagen und 
Auflistung der fehlenden Ressourcen 
nicht gut klar kommen und sich auch 
weigern, den Hilfeplan zu unterschrei-
ben. Insgesamt wird das Hilfeplanver-
fahren in der derzeitigen Form als hilf-
reich, wenn auch als sehr zeitintensiv 
gesehen.

Herkunftsprinzip
Viel Zeit benötigt auch die derzeitige 
Praktizierung des »Herkunftsprinzips« 
(SGB XII). Bei Hilfe Suchenden, die 
von Außerhalb (Bundesrepublik) in 
Stuttgart um Unterkunft nachsuchen, 
müssen die Mitarbeiterinnen der Zen-
tralen Frauenberatungsstelle die Kos-
ten für ein vorgeschlagenes Betreu-
ungsangebot am Ort des vorherigen 
Aufenthalts beantragen. Verständlich 
ist, dass die Stadt Stuttgart bei Unter-
bringung einen finanziellen Ausgleich 
beansprucht.  Jedoch ist dies mit un-
serer – doch schwierigen - Klientel 
ein sehr aufwendiges Verfahren. Die 
Angaben der Frauen sind häufig unge-
nau, Nachweise können nicht erbracht 
werden, bei Behörden bestehen un-
terschiedliche Auffassungen bezügl. 

des »gewöhnlichen Aufenthaltes« 
(gA), der maßgeblich für die Kosten-
zuständigkeit ist, die Hilfesysteme in 
den anderen Städten und Landkreisen 
sind nicht identisch und es besteht ein 
großer Informationsbedarf über Kos-
ten und Konzeption der angestrebten 
Betreuungseinrichtung. 
Zu Beginn der ganzen Abklärungs-
prozesse muss von der Fachbera-
tungsstelle herausgefunden werden, 
welche Stelle, welches Amt, welcher 
Stadt- oder Landkreis sich für eine 
Einschätzung und evtl. Kostenklärung 
überhaupt zuständig erklärt. Hinzu-
kommen unterschiedliche Formen der 
Antragsbearbeitung, auf die jeweils 
eingegangen werden muss. Wäh-
rend dieses Procederes verharrt die 
betroffene Frau über einen längeren 
Zeitraum in einer Notübernachtung, 
die teilweise mit 3-Bettzimmern aus-
gestattet ist. Über die Länge der Zeit 
passiert es immer wieder, dass sie die 
Ungewissheit nicht aushält und weiter 
zieht, in der Hoffnung an anderer Stel-
le eher willkommen zu sein.

Wer ohne Wohnung ist, braucht 
eine Wohnung!
Dieses Problem ist vor allem in Bal-
lungsräumen vorzufinden, also auch 
in Stuttgart. Es fehlt nach wie vor eine 
hohe Zahl von preiswerten Ein-Zim-
mer-Wohnungen.
Beim Wohnungsamt der Stadt Stutt-
gart sind im Juli 2010 1860 Notfälle 

für Einpersonenhaushalte  registriert, 
was allerdings nur die Spitze des Eis-
bergs ist, weil auch hier Kriterien zur 
Aufnahme zu erfüllen sind.
Der soziale Wohnungsbau in Baden-
Württemberg ist bedauerlicherweise 
in den letzten Jahren eingestellt wor-
den, es wurde lediglich ein kleines fi-
nanzielles Kontingent für »Besondere 
Bedarfsgruppen« zur Verfügung ge-
stellt. 
Sowohl die Freien Träger, als auch das 
Sozialamt der Stadt Stuttgart bemühen 
sich seit Jahren um Lösungen und um 
Milderung des Problems. So hat z.B. 
der Verein Ambulante Hilfe e.V., Trä-
ger der Zentralen Frauenberatung, mit 
Geldern des Sozialen Wohnungsbaus 
seit 1979 Mietwohnungen erstellt und 
inzwischen 115 Wohnungen in 12 
Häusern zur unbefristeten Vermietung 
an das Klientel weitergegeben. 
Andere Träger haben Wohnungen un-
tervermietet oder mit Hilfe von Spon-
soren gebaut. 

Prävention
Der Erhalt von Wohnraum war schon 
immer erste Priorität und wir ergreifen 
mit den Klientinnen alle Maßnahmen, 
um einen Verlust zu verhindern.
In den letzten Jahren hat sich in der 
Zentralen Frauenberatung gezeigt, 
dass ein steigender Anteil der Hilfe 
suchenden Frauen noch eine Woh-
nung hatten – aber Probleme anstan-
den wie fehlende Mietzahlungen, 

Kündigungen, Räumungen, Probleme 
mit Vermietern usw. In einigen Fällen 
war die Wohnung bereits zu einem 
bestimmten Termin verloren.
Dazu statistische Daten auf Seite 22.
Es gibt eine enge Zusammenarbeit 
mit der städtischen Fachstelle zur Ver-
hinderung von Wohnungslosigkeit, die 
seit 1990 besteht. Ihre inhaltliche Zu-
ständigkeit bezieht sich vor allem auf 
Personen mit Räumungsklagen, die 
vom Amtsgericht gemeldet werden, 
fristlose Kündigungen wegen Miet-
schulden bei drohendem Wohnraum-
verlust und allen dazugehörigen Maß-
nahmen, um einen Wohnungsverlust 
abzuwenden.

Schnittstellen
Die Zentrale Frauenberatung als eine 
Anlaufstelle für Frauen in Not hat 
Schnittstellenfunktionen.
Der Kontakt zu anderen Hilfeanbiete-
rinnen im Wohnungsnotfallhilfesys-

»Wo sich zwei Systeme berühren, 
wird von einer »Schnittstelle« ge-
sprochen. Die Schnittstellen zwi-
schen gesellschaftlichen Systemen 
können ebenso Klippen wie Ab-
sprungbalken sein. Es kommt darauf 
an, die Chancen und die Gefahren 
der Übergänge bewusst wahrzu-
nehmen und zu gestalten…«
(Aus: Blätter der Wohlfahrtspflege 
5/2007, Seite 162)

Jubiläumsteil
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tem, aber auch zu den angrenzenden 
Systemen, wie frauenspezifischen 
Angeboten, Sozialpsychiatrie, Sucht, 
Schuldnerberatung, Altenhilfe, Be-
treuungsbehörde, Bewährungshilfe, 
Jugendamt usw. müssen gepflegt 
und gestaltet werden, um Vermitt-
lungen und passgenaue Hilfen  zu er-
möglichen.

Schnittstelle Sozialpsychiatrie
Um die Schnittstelle zur Sozialpsych-
iatrie kümmern wir uns seit Jahren. 
Psychisch belastete bzw. psychisch 
kranke Personen gehörten schon im-
mer zum System der Wohnungslosen-
hilfe und wohnungslose Frauen in ver-
stärktem Maße. 
In einer Erhebung der Stadt Stuttgart 
von 2003 wurden 25,6 % Frauen 
(19,8 % Männer) mit vorhandenen 
psychiatrischen Diagnosen erhoben. 
Die Zahl erhöht sich weiter um die 
Frauen ohne Krankheitseinsicht und  
Motivation zur Behandlung.
Bei der Frage an die Sozialarbeiterin-
nen nach den wichtigsten Problemen 
der Klientinnen wurden der Rubrik 
»psychische, psychosomatische Stö-
rungen« 37,3 % Frauen (28,0 % Män-
ner) zugeordnet (Doppelungen mög-
lich, Schätzwert).¹  
Bereits im Jahr 2003 ging der Stutt-
garter Arbeitskreis Frauen davon aus, 
dass für mehr als 1/3 der Frauen in der 
Wohnungslosenhilfe ein besonderer 
Unterstützungsbedarf bestand, dass 

die Zugänge zu den Hilfeformen nach 
§ 39 BSHG (heute § 53 SGB XII) für 
das Klientel der Wohnungslosenhilfe 
zu hoch waren:
• wegen der fehlenden Krankheits-  
 einsicht und Motivation zur   
 Behandlung
• weil eine ärztliche Diagnose als  
 Zugangsvoraussetzung galt
• Suchtmittelabhängigkeit ein häu- 
 figes Ausschlusskriterium ist
• kein kurzfristiger Zugang (Unter- 
 bringung) möglich ist
• und niedrigschwellige Unterbrin- 
 gungsangebote fehlten: kurzfris- 
 tig, direkt belegbar, ohne vorhe- 
 rige Diagnosestellung 

frauengerechte Standards fehl-
ten (Räumlichkeiten, die Frauen 
Schutz vor Übergriffen und Ge-
walt bieten, parteiliche Beratung, 
Hilfeangebote, die den spezi-
fischen Bedürfnissen von Frauen 
Rechnung tragen) 

Der größte Teil dieser Frauen hat be-
reits Erfahrungen mit psychiatrischen 
Hilfen und hat diese meist nicht hilf-
reich, sondern eher als Bedrohung 
empfunden. Angebote der Woh-
nungslosenhilfe werden als weniger 
stigmatisierend erlebt. Obwohl in 
Stuttgart 61 % der Klientel des So-
zialpsychiatrischen Dienstes Frauen 
sind, gibt es kaum frauenspezifische 
Angebote. Psychische Erkrankungen 
von Frauen stehen jedoch häufig  in 

engem Zusammenhang mit ihrer ge-
schlechtsspezifischen Rolle und So-
zialisation. Wohnungslos gewordene 
Frauen berichten fast ausnahmslos 
von traumatisierenden Gewalterfah-
rungen und erlebter sexualisierter 
Gewalt (Vergewaltigungen, sexuelle 
Misshandlungen in der Kindheit, der 
Ehe oder Partnerschaft, im Verlauf des 
Lebens auf der Strasse).
Die Wohnungsnotfallhilfe (Freie Träger 
und Stadt) und damit auch die Zentra-
le Frauenberatung suchte in den letz-
ten Jahren verstärkt die Kooperation 
mit den Sozialpsychiatrischen Diens-
ten der Stadtteile. Es gab auf beiden 
Seiten Interessen an einer Vernetzung 
und es kam zu Vereinbarungen über 
bestimmte Bereiche der Zusammen-
arbeit. Entlastung kam schrittweise 
und punktuell mit der Hinzuziehung 
von Mitarbeiterinnen aus der Sozial-
psychiatrie, die aufsuchende Hilfen in 
Einrichtungen machten, ebenso durch 
Sprechstunden von Psychiaterinnen. 
So gab es für die Mitarbeiterinnen der 
Zentralen Frauenberatung i. d. R. kei-
ne Probleme der Weitervermittlung 
bei Klientinnen, die krankheitsein-
sichtig waren. Viele verblieben bzw. 
verbleiben jedoch im Hilfesystem - in 
Wohnangeboten der Wohnungslosen-
hilfe - vor allem Frauen, die sich von 
der Psychiatrie geschädigt fühlen, 
sehr auffällige und kranke Frauen und 
Frauen ohne Compliance. 
Um diesen Frauen gerecht zu werden, 

gibt es immer wieder konzeptionelle 
Vorstellungen, die mehr oder weniger 
in der Praxis umsetzbar waren oder 
sind: 
2005 beantragte die Ambulante Hilfe 
e.V. für die Zentrale Frauenberatung 
bei Aktion Mensch e.V. zusätzliche 
Stellenanteile, um psychisch kranke, 
wohnungslose Frauen der Sozialpsych-
iatrie zuzuführen. Da zum gleichen 
Zeitraum ein Träger der Sozialpsychi-
atrie ebenfalls einen Antrag bei Akti-
on Mensch e.V., mit ähnlichen Zielen 
gestellt hatte, wollte das Diakonische 
Werk der EKD nur einen Träger zur 
Förderung zulassen. Die Ambulante 
Hilfe e.V. zog ihren Antrag zurück, weil 
sie es wichtiger erachtete, dass die 
Sozialpsychiatrie einen niedrigschwel-
ligeren Zugang für psychisch kranke 
Frauen ermöglichte.
Durch die Förderung der Aktion 
Mensch e.V. konnten dann auch Stel-
lenanteile für ein entsprechendes 
Wohnprojekt geschaffen werden.
Andere Träger der Wohnungsnotfallhil-
fe suchten ebenfalls nach Lösungen.
2007 begann ein 3-jähriges Koopera-
tionsprojekt des Caritasverbandes für 
Stuttgart e.V. in der Frauenpension, 
in das wir eine Vielzahl der psychisch 
kranken Frauen vermitteln konnten. 
Finanziert wurde das Projekt über Ak-
tion Mensch e.V., Stellenanteile für 
die Wohnungsnotfallhilfe und die So-
zialpsychiatrie. Ziel war, zu psychisch 
kranken Frauen ohne Compliance 

•

  ¹ Landeshauptstadt Stuttgart, Erhebung der Angebots- und Klientenstruktur, Mai 2005
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Kontakt aufzunehmen, eine Vertrau-
ensbeziehung aufzubauen und einen 
Hilfeprozess in Gang zu setzen, dies 
mit einem großen zeitlichen Rahmen. 
Obwohl das Ergebnis dieses Projekts 
als sehr gut zu bezeichnen ist, konnte 
es im Februar 2010 nicht in eine Re-
gelfinanzierung übergehen.
2008 wurde für ein Jahr befristet ein 
weiterer Versuch gestartet, mit der 
bereits beschriebenen, schwierigen 
Klientel umzugehen. Diesmal war das 
Sozialamt der Stadt Stuttgart konzep-
tionell und finanziell involviert.
Es wurde gemeinsam ein Projekt Clea-
ringWohnen konzipiert, das im Auf-
nahmebereich des Neeffhauses und 
in Kooperation mit der Evangelischen 
Gesellschaft Stuttgart e.V. durchge-
führt wurde. Auch hier war die Zentra-
le Frauenberatung diejenige, die Frau-
en vermitteln konnte. 
Die Konzeption des ClearingWohnens 
hatte zeitliche und inhaltliche Ein-
schränkungen, so dass der Zugang nur 
für einen begrenzten Kreis zugänglich 
und nützlich war. 
Das Projekt war für die Frauen, die 
erreicht wurden, erfolgreich, so dass 
2010 aus diesen Erfahrungen heraus 
ein weiterführendes Angebot instal-
liert wurde. In dem neuen Konzept des 
ClearingWohnens sind zehn Plätze 
für psychisch kranke, wohnungslose 
Frauen ohne Compliance vorgesehen, 
sieben sind von zwei Fraueneinrich-
tungen übernommen worden. 

Die Verbesserung dieses Angebotes 
besteht darin, dass die Zeiträume für 
den Übergang in die 53er Hilfe etwas 
verlängert wurden und – falls die Mo-
tivation zur Annahme der Hilfe im so-
zialpsychiatrischen Bereich nicht ge-
lingt – die betroffene Frau in der 67er 
Hilfe aufgenommen wird. 
Beide Hilfeangebote sollen in einer 
Einrichtung stattfinden, so dass kein 
Umzug erforderlich wird. 
Hier sind alle beteiligten Einrichtungen 
und das Sozialamt noch in der Erpro-
bungsphase. 
Weitere Überlegungen zur Versorgung 
von psychisch kranken Frauen ohne 
Compliance werden folgen müssen.

Konsequenzen für die Hilfe 
Was muss weiterhin passieren? 

Die zunehmende Not und Verelen-
dung der Armen durch die immer 
enger werdenden finanziellen Res-
sourcen muss an die Öffentlich-
keit und die Politik herangetragen 
werden. 
Zwischen der Wohnungslosenhil-
fe und den benachbarten Hilfesy-
stemen müssen zugunsten eines 
optimalen Hilfeangebotes weiter-
hin verbindliche Kooperationen 
stattfinden und Netzwerke gebil-
det werden.
Dabei sind die von der BAG W ent-
wickelten Standards für die Hilfe 
für Frauen zu berücksichtigen.
Der Aufbau eines flächendecken-

den frauenspezifischen Hilfesy-
stems muss weiter betrieben 
werden. Psychisch kranke woh-
nungslose Frauen haben einen be-
sonderen Unterstützungsbedarf.
Auch in Zeiten der Verknappung fi-
nanzieller Ressourcen sollen frau-
enspezifische Arbeitsplätze ange-
boten und gefördert werden.
Die wichtigste Ressource in der 
Wohnungslosenhilfe ist preis-
werter Wohnraum! Dieser wird 
nach wie vor in Ballungsräumen 
und großen Städten benötigt.
Der soziale Wohnungsbau darf 
nicht vollständig eingestellt wer-
den.
Präventive Maßnahmen müssen 
vorrangig ergriffen werden.

Solange Hilfe suchende Frauen sich 
nicht vermitteln lassen bzw. sozial-
psychiatrische Hilfe nicht anneh-
men, muss sich das Hilfesystem 
nach § 67 SGB XII um sie kümmern. 
Neben der Existenzsicherung und 
der Klärung anstehender Problem-
lagen wird versucht, die Einsicht in 
ihre Krankheit und eine Motivation 
zur Behandlung dieser Krankheit 
aufzubauen.

•

•

•

•

•

•

•
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Darstellung der Beratung bei-
spielhaft an einer wohnungs-
losen Frau mit Migrationshin-
tergrund.

In die Zentrale Frauenberatung (ZFB) 
kommen viele Frauen mit Migrations-
hintergrund (mit ausländischem sowie 
deutschem Pass) zur Beratung. Diese 
Frauen benötigen neben der persön-
lichen Beratung sehr viel Unterstüt-
zung in bürokratischen/behördlichen 
Angelegenheiten. Im Rahmen unserer 
Zusammenarbeit mit den Sozialdiens-
ten der Kliniken erhielten wir eine An-
frage zur Beratung und Unterbringung 
einer wohnungslosen Frau, 42 Jahre 
alt, italienische Staatsbürgerin, die als 
Notfall in die Klinik gekommen war. 
Sie sollte in den nächsten Tagen ent-
lassen werden, hatte aber noch keine 
Unterkunft und war völlig mittellos. 
Eine Praktikantin des Sozialdienstes 
begleitete sie nach Terminvereinba-
rung am nächsten Tag an die ZFB. 
Das Ergebnis des ersten längeren Ge-
sprächs, in dem Frau M. ihre Situation 
erörterte, war, dass Frau M. nach der 
Entlassung zunächst in den Aufnah-
mebereich des Neeffhauses einzie-
hen würde. Sie sollte ein »Dach über 
dem Kopf« haben, um dann weitere 
Schritte planen zu können. Eine Auf-
gabe der ZFB ist es, nun die notwen-
digen Kostenübernahmeerklärungen 
mit Frau M. zu beantragen.

Bei der Beantragung der Kostenüber-
nahmeerklärungen für das Neeffhaus 
und der Beantragung von Leistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) 
Zweites Buch (II), also Arbeitslosen-
geld II (ALG II), taten sich dann aller-
dings größere Hürden auf. Es war 
unklar, ob Frau M. in Stuttgart an-
spruchsberechtigt ist. 
Vor dem Klinikaufenthalt war Frau M. 
in Stuttgart ohne festen Wohnsitz 
gewesen. Um als italienische Staats-
bürgerin (betrifft auch andere EU-
Bürgerinnen) Leistungen zu erhalten, 
müssen bestimmte Bedingungen er-
füllt sein. Dies kann zum Einen eine 
frühere versicherungspflichtige Tätig-
keit in Deutschland und zum Anderen 
ein fünfjähriger Aufenthalt in Deutsch-
land sein. Beides konnte Frau M. nicht 
nachweisen, so wurde der Antrag zur 
Kostenübernahme vom JobCenter, 
welches für die Bewilligung von  Ar-
beitslosengeld II  zuständig ist, erst 
einmal abgelehnt. 

Von dort wurde uns mitgeteilt, dass 
die Akte zur weiteren Prüfung an das 
zuständige Sozialamt weitergeleitet 
würde. 
So war zunächst ein Einzug in das Auf-
nahmehaus nicht möglich. Wir muss-
ten auf das Notübernachtungssystem 
in Stuttgart zurückgreifen und sie für 
die kommende Nacht in eine Notüber-
nachtung vermitteln. Am nächsten Tag 
sollten weitere Klärungen stattfinden. 
Am folgenden Tag forderte das Sozi-
alamt Frau M. auf, eine Freizügigkeits-
bescheinigung der Ausländerbehörde 
vorzulegen. Dazu benötigte sie eine 
polizeiliche Anmeldung. Dankenswer-
terweise ließen die Kolleginnen der 
Notübernachtung eine Anmeldung zu, 
obwohl dies in der Regel nicht mög-
lich ist. Frau M. erhielt dann auch eine 
unbefristete Freizügigkeitsbescheini-
gung von der Ausländerbehörde aus-
gestellt. 
Nach Prüfung des Sachverhaltes durch 
das Sozialamt wurde festgestellt, dass 
nun vielleicht doch die Zuständigkeit 
des JobCenters gegeben wäre, wenn 
Frau M. eine Arbeitserlaubnis von der 

Arbeitsagentur bringen würde. Diese 
erhielt sie dort bei der Vorsprache aber 
nicht, sondern nur die Auskunft, dass 
EU-Bürgerinnen aus den alten EU-Län-
dern grundsätzlich eine Arbeitserlaub-
nis in Deutschland haben würden. Bis 
sie mit der Auskunft wieder zum Job-
Center kam, war die Sprechzeit dort 
wieder beendet. 
Auch an diesem Tag konnten die fi-
nanziellen Ansprüche nicht abschlie-
ßend geklärt werden und wir mussten 
für Frau M. nochmals einen Notüber-
nachtungsplatz suchen. 
Da sie völlig ohne Geld war, unter-
stützten wir sie aus dem Spendentopf 
der ZFB, damit sie sich Lebensmittel 
und Fahrkarten für den Nahverkehr 
kaufen konnte. 
Nach 5 Tagen war die Zuständigkeit 
abschließend geklärt und Frau  M. 
konnte Leistungen beim JobCenter 
beantragen. Dabei unterstützten wir 
Frau M. beim Ausfüllen des kompli-
zierten, mehrseitigen Antrages. Da sie 
zunächst kein eigenes Konto eröffnen 
konnte, richteten wir ihr ein Geldver-
waltungskonto an der ZFB ein. 
Des Weiteren unterschrieb sie eine 
Erklärung, dass sie postalisch über 
die ZFB für das JobCenter erreichbar 
ist, was auch Voraussetzung für den 
Erhalt von Leistungen ist. Es ist auch 
möglich, sich private Post an unsere 
Adresse schicken zu lassen. 
Während dieser intensiven Unterstüt-
zung und Begleitung bei der Bean-

Wohnungslose Frauen können in der 
Regel 3 Monate im Aufnahmehaus 
bleiben, zur raschen Unterkunftssi-
cherung und der weiteren Bedarfs-
abklärung. Die ZFB bleibt während 
dieser Zeit »fallzuständig«, hat also 
weiteren regelmäßigen Kontakt zu 
den Frauen im Aufnahmehaus. 

Als italienische Staatsbürgerin be-
sitzt sie zwar grundsätzlich Freizü-
gigkeit, hat aber in der Regel ledig-
lich ein alleiniges Aufenthaltsrecht 
zur Arbeitssuche und keine Ansprü-
che auf Sozialleistungen, muss also 
ihren Lebensunterhalt selbst be-
streiten.

10 Jahre – Fallmanagement Jubiläumsteil
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tragung der Sozialleistung ergaben 
sich natürlich auch viele persönliche 
Gespräche und wir durften einen tief-
eren Einblick in die Lebenssituation 
der letzten Jahre von Frau M. bekom-
men. Ihr Heimatland hat sie schon mit 
18 Jahren verlassen. Sie lebte zuvor 
in verschiedenen Ländern in Europa, 
und finanzierte ihren Lebensunter-
halt mit unterschiedlichsten Jobs, 
eher schlecht als recht. Frau M. hält 
sich nun schon seit acht Jahren in 
Deutschland auf. Auch hier verdiente 
sie ihren Lebensunterhalt in verschie-
denen Städten in Deutschland. Ihre 
persönliche Unabhängigkeit von staat-
lichen Leistungen war ihr immer wich-
tig gewesen,  Frau M. war nicht immer 
polizeilich gemeldet. Sie ist allein ste-
hend, ohne Kinder. 
In den weiteren Gesprächen mit Frau 
M. über ihre Lebenssituation kamen 
die Beteiligten (auch das JobCenter) 
zu dem Ergebnis, dass eine Unterbrin-
gung in einem Sozialhotel bei weiterer 
Unterstützung durch die Frauenbera-
tung ausreichend sei.
Die Beratung fand weiterhin mit der 
Kollegin der ZFB, mit der ein gutes 
Vertrauensverhältnis aufgebaut wor-
den war, statt. 
Vorrangiges Ziel war, den Aufenthalts-
status in Deutschland zu sichern.

Im Fall von Frau M. kam nur die Ar-
beitssuche in Betracht, bei der wir sie 
dann auch unterstützten. Wir formu-
lierten mit ihr einen Lebenslauf und 
die Anschreiben für Bewerbungen. 
Ein weiteres Problem war die fehlende 
Krankenversicherung. Frau M. war 
zwar mit Beantragung des ALG II über 
das JobCenter bei einer gesetzlichen 
Krankenkasse versichert, allerdings 
wurde sie nun rückwirkend bis in das 
Jahr 2007 versichert, weil in Deutsch-
land seit  1.4.2007 Pflichtversicherung 
in einer Krankenkasse besteht. Frau 
M. erhielt eine Rechnung der Kranken-
kasse für zurückliegende ausstehende 
Beiträge in Höhe von fast 5 000.- Euro. 
Es ist verständlich, dass Frau M. völ-
lig schockiert und zutiefst verzweifelt  
war, weil sie keine Perspektive einer 
Zahlung sah und damit ein weiteres 
unlösbares Problem hatte. 
Mit einem Antrag auf Stundung der 
Summe erreichten wir erst einmal ei-

nen Zahlungsaufschub. Einen Antrag 
auf Erlass aufgrund der besonderen 
Lebensumstände lehnte die Kranken-
kasse ab, jedoch konnten wir uns auf 
eine Reduzierung der Forderung auf   
1600,- Euro einigen. 
Sehr positiv gestaltete sich die Ar-
beitssuche von Frau M. Schon nach 
einigen Wochen der Suche konnte sie 
einen Minijob über eine Zeitarbeits-
firma antreten. Dieser war zunächst 
befristet, aber sehr schnell stellte die 
Zeitarbeitsfirma Frau M. in Aussicht, 
sie weiter zu beschäftigen. Das ist ein 
großer Erfolg und Frau M. sieht inzwi-
schen zuversichtlicher und hoffnungs-
voller in ihre Zukunft. 
Es ist leicht vorstellbar, dass Krank-
heit, Wohnungs- und Arbeitslosigkeit 
ein schweres Los sind und Mut und 
Hoffnung auf ein geregeltes und ei-
genständiges Leben kontinuierlich 
schwinden. 
Die Ungewissheit, wie es weiterge-
hen soll, die Überwindung behörd-
licher Hürden durch ungeklärte Zu-
ständigkeiten und ausländerrechtliche 
Vorgaben, die immens sind, scheinen 
zeitweise aussichtslos.
Die Gespräche mit der Fachkraft der 
ZFB und die damit verbundene kon-
krete Unterstützung und Begleitung 
gaben Frau M. wieder Hoffnung. Ihr 
Ziel ist die gesellschaftliche Integrati-
on und das Führen eines »normalen 
Lebens«. Die Aufgabe der Fachkraft 
ist es auch, ihr Mut auf ihrem Weg zu 

machen, bei ihr zu bleiben, die Fort-
schritte vor Augen zu führen und zu 
helfen, weiter durchzuhalten.
Frau M. hat bisher sehr viel erreicht 
und sie bemüht sich weiterhin mit viel 
Engagement um einen Dauerarbeits-
platz. Sie ist intensiv auf Wohnungs-
suche, um möglichst bald wieder aus 
dem Sozialhotel ausziehen und »nor-
mal« leben zu können. 

Auf Grund des Bezuges von Sozi-
alleistungen kann die Freizügigkeit 
von der Ausländerbehörde wieder 
entzogen werden und es droht 
dann die Pflicht zur Ausreise. Es 
gibt zwei Möglichkeiten, dies zu 
verhindern. Entweder kann der dau-
erhafte Aufenthalt in den letzten 
fünf Jahren nachgewiesen werden 
oder es wird eine Arbeit gefunden 
um so zumindest einen Teil des Le-
bensunterhaltes selbst zu sichern.

Jubiläumsteil
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Entwicklung der statistischen 
Erhebung 

Wohnungsnotfallhilfe
Die Erhebung der Statistik der Woh-
nungsnotfallhilfe in Stuttgart ist ein 
dynamischer Prozess, da durch be-
auftragte Gremien immer wieder Ver-
änderungen in den Erhebungsdaten 
(Variablen) erarbeitet wurden und 
werden. Das Ziel ist eine einheitliche 
aussagekräftige und interpretierbare 
Statistik für das gesamte Stuttgarter 
Hilfesystem. Anfangs hat jede Dienst-
stelle nach eigenem Gutdünken Strich-
listen erstellt, seit 2005 erfassen alle 
Einrichtungen und Träger die gleichen 
Daten nach dem gleichen Schema per 
EDV.
Seitdem werden Fälle und nicht mehr 
Personen gezählt: Nach bereits ab-
geschlossener Beratung oder Ver-
mittlung kann die Person bei erneut 
auftretender Notlage wieder in die 
Beratungsstelle kommen und wird 
als neuer Fall - als Wiederauftritt - er-
fasst.

Zentrale Frauenberatung
In der Gesamtstatistik der Zentralen 
Frauenberatung (s. Schaubild) wurden 
daher die Klientinnenzahlen von 2000 
- 2004 auf Fallzahlen hochgerechnet. 
Die Fallzahlen sind im Laufe der Jahre 
angestiegen (der »Einbruch« in 2003 
ist auf einen längeren krankheitsbe-

dingten Ausfall einer Kollegin zurück-
zuführen).
Im Jahr 2009 hat die Zentrale Frauen-
beratung 521 Fälle beraten. 
Darunter 40 Männer im Rahmen der 
Paarberatung und 481 Frauen. 
Durch die Veränderungen in den ab-
gefragten Variablen ist es schwierig, 
über die 10 Jahre exakt vergleichbare 
Daten zu erhalten bzw. zu beschrei-
ben. Deshalb beschränken wir uns auf 
den Vergleich der Jahre 2005 bis 2009 
seit Einführung der einheitlichen Da-
tenerfassung.
Exemplarisch haben wir 3 Variable 
herausgegriffen, deren Entwicklung 
wir beschreiben.

Unterkunftssituation bei Beratungs-
beginn
Die Wohnungsnotfallhilfe wandelt sich 
laufend: von der Akutversorgung her-
umreisender Menschen hin zu einem 
Angebot für Stuttgarter Bürgerinnen 
und Bürger, die ein komplexes Pro-
blempaket mit sich tragen, wodurch 
früher oder später auch die Wohnung 
in Gefahr gerät. 
Auffallend ist dabei, dass die Grup-
pe der Präventionsfälle zunimmt. In 
der ZFB hatten 2005 bei Betreuungs-
beginn 22,8 % noch eine Wohnung, 
2009 waren es bereits 28,8 %. 
Der Anteil der Personen, die ohne jeg-
liche Unterkunft zu uns kommen, liegt 
seit Jahren relativ stabil zwischen 8 % 
und 10 %.

Größere Schwankungen, die keine 
eindeutige Tendenz erkennen lassen, 
bestehen bei der Anzahl der Frauen, 
die bei Beratungsbeginn in einem 
»Unterschlupf« ohne mietrechtliche 
Absicherung untergekommen sind 
(zwischen 6 % und 21 %).

Einkommen
2005 bis 2009 bezogen durchschnitt-
lich 48 % der Frauen ALG II bei Be-
ratungsbeginn, bei Beendigung wa-
ren es durchschnittlich 64 %. Die 
Erwerbstätigenquote lag bei 6,5 % 
und zwar relativ gleich bei Beginn und 
bei Beendigung der Beratung. Stetig 
angestiegen ist allerdings die Zahl der 
Frauen, die ohne jegliches Einkom-
men bei uns ankommen (von 12,4 % 
in 2005 bis 18,0 % in 2009). 

Beendigungen
Zu einer planmäßigen Beendigung der 
Beratung kam es 2009 in 38,8 % der 
Fälle (leicht steigende Tendenz seit 
2005), d.h. zu diesem Zeitpunkt war 
keine weitere Beratung notwendig. 
29 % wurden 2009 in Einrichtungen 
innerhalb und außerhalb des Hilfesy-
stems vermittelt. Dieser Anteil blieb 
seit 2005 etwa gleich.
Beratungsabbrüche liegen bei 27,7 
% mit seit 2005 leicht sinkender Ten-
denz. Die Abbrecherquote entspricht 
dem bundesweiten Schnitt in den nie-
derschwelligen Fachberatungsstellen. 
Zu Abbrüchen kommt es beispiels-
weise, weil der sehnlichste Wunsch 
nach einer eigenen Wohnung nicht 
so schnell und nicht durch uns erfüllt 
werden konnte. 

300
320
340
360
380
400
420
440
460
480
500
520
540
560
580

Fälle  gesamt 451 443 443 370 430 435 489 485 559 521

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Entwicklung der Fallzahlen

10 Jahre – Statistik Jubiläumsteil
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Das Team im Wandel der Zeiten

An dieser Stelle danken wir allen 
Unterstützerinnen und Unterstützer, 
ohne die unsere Arbeit in dieser Form 
nicht möglich wäre.
Insbesondere danken wir den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Sozialämter, der JobCenter und allen 
Kooperationspartnerinnen und –part-
nern für die langjährige gute Zusam-
menarbeit.
Auch im zehnten Jahr herzlichen Dank 
an alle Spenderinnen und Spender, die 
uns seit vielen Jahren die Treue halten 
und uns mit ihren Spenden ermögli-
chen, akute Notsituationen der Frauen 
unbürokratisch zu lindern.
Namentlich und stellvertretend dan-
ken wir hier dem Soroptimist Interna-
tional Club Stuttgart, Dr. Kuhn und Dr. 
Beldermann (Brustzentrum am Karl-
Olga-Krankenhaus), der Märkte Stutt-
gart GmbH u. Co. KG, stellvertretend 
Herrn Trüdinger, Herrn Dülk von der 
Firma WMF und der BW-Bank Stutt-
gart und tab indivisuell werbeagentur 
GmbH, hier Herrn Bauer.
Sie alle lindern nicht nur die Not der 
Betroffenen und unterstützen die Ar-
beit der Mitarbeiterinnen, sondern 
gehen auch mit uns an die Öffentlich-
keit, um auf die Armut in unserer Ge-
sellschaft hinzuweisen.

Dank
Aktueller Teil

 2010
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Die Zentrale Frauenberatung – 
ein Angebot für Frauen in 
Wohnungsnot und weiteren 
Problemlagen

Die Zentrale Frauenberatung (ZFB) ist 
für Hilfe suchende Frauen, ab 25 Jah-
ren aus dem gesamten Stadtgebiet, 
aber auch von Außerhalb, zuständig. 
Sie ist für Frauen in Not ein struktu-
reller Fixpunkt, niedrigschwellig und 
unauffällig, in Stuttgart etabliert, werk-
täglich geöffnet, bietet Schutzraum 
und eine angenehme Wartesituation. 
Die Grundlage für die Hilfe sind die 
§§ 67 ff im Sozialgesetzbuch XII in all 
seinen Fassetten. 
Wenn Hilfe suchende Frauen vorspre-
chen sind sie in Wohnungsnot, meist 
allein stehend, ohne familiäre Bezie-
hung bzw. die Beziehungen sind zer-
rüttet. Sie sind bei der Vorsprache in 
der ZFB bereits aus ihrem Sozialraum 
ausgegliedert und eine Rückbindung 
oft nicht mehr möglich. Meist sind 
weder frauengerechte Unterbringungs-
angebote noch freie Wohnungen vor-
handen. 
Gründe für den Wohnungsverlust sind 
häufig Gewalt in der Beziehung oder 
Trennung von dem Partner oder der Fa-
milie. Kinder sind eher fremd- oder in-
nerhalb der Familie untergebracht. Zu 
ihrem eigenen Schutz, aber auch aus 
Scham wegen der misslungenen Ehe 
und mangelhaften Kindererziehung 
verlassen Frauen ihren bisherigen 

Lebensraum, suchen die Anonymität 
und versuchen an einem anderen Ort 
innerhalb oder außerhalb der Stadt 
neu zu beginnen. 
Die Beratung geschieht durch weib-
liche Fachkräfte, welche die Not der 
Frauen kennen. Die Kolleginnen set-
zen sich mit frauenspezifischen Sozi-
alisationsbedingungen, Lebens- und 
Berufsrealitäten auseinander, sehen 
die gesellschaftliche Stellung der Frau 
und suchen nach frauengerechten 
Lösungen. Frauen werden in der Be-
ratung unterstützt persönliche Ziele 
zu formulieren. Die Beratung dient 
der Verbesserung der Lebenslage und 
Hinführung zu einer möglichst selbst-
ständigen Lebensführung.
Außerdem bieten wir 7 Plätze für Frau-
en im Betreuten Wohnen an.

Eine Mitarbeiterin der Zentralen Frau-
enberatung ist für das Hilfeangebot 
»Betreutes Wohnen« zuständig. Pri-
märe Ziele des Betreuten Wohnens 
sind der Erhalt der Wohnung und Un-
terstützung bei der Alltagsstrukturie-
rung. In der Interaktion mit den einzel-
nen Klientinnen geht es darum, deren 
Ressourcen zu erkennen und zu för-
dern, ihr Selbstvertrauen, ihre Eigen-
verantwortung und Handlungsmacht 
zu stärken. Das Aufgabenspektrum 
im Betreuten Wohnen umfasst ferner 
die Beantragung von Hilfen nach dem 
SGB II und SGB XII, Maßnahmen der 
Schuldenregulierung, Unterstützung 
bei der Suche nach einem Arbeitsplatz 
und beim Umgang mit Institutionen 
und Behörden.
Im Rahmen der halben Personalstel-
le fürs Betreute Wohnen werden von 
der zuständigen Mitarbeiterin 7 Frau-
en betreut. Im Jahr 2009 haben insge-
samt 8 Frauen Betreutes Wohnen in 
Anspruch genommen. 
Voraussetzung für den Beginn dieser 
Unterstützungsform ist, dass
• der Hilfebedarf durch die vormals-

zuständige Fachkraft festgestellt 
und beantragt wird,
die Frauen die Unterstützung an-
nehmen, mit der betreuenden So-
zialarbeiterin zusammenarbeiten 
wollen und im Individualwohnraum 
leben, 
das Amt für Soziale Leistungen die 
Hilfemaßnahme bewilligt.

Die besondere Lebenslage der Frauen 
und die Komplexität ihrer Schwierig-
keiten begründet die Notwendigkeit 
der professionellen Begleitung und 
Betreuung im Rahmen des Betreu-
ten Wohnens. Die Unterstützung wird 
eine begrenzte Zeit lang gewährt - bei 
weiter bestehender  Hilfebedürftigkeit 
kann eine Verlängerung der Hilfemaß-
nahme beantragt werden. Bei vielen 
Klientinnen spielt die psychische und 
physische Gesundheit eine große Rol-
le im Kontext der Betreuung. Häufig 
sind längere Motivationsphasen erfor-
derlich, damit die betroffenen Frauen 
ärztliche oder psychotherapeutische 
Hilfe annehmen. Regelmäßige Haus-
besuche und Begleitung bei Behör-
dengängen sind fester Bestandteil der 
Betreuung - aber auch ganz praktische 
Aufgaben wie gemeinsames Anlegen 
von Ordnungssystemen, Vorbereitung 
der Teilnahme am Einbürgerungstest, 
gemeinsamer Einkauf der Erstausstat-
tung, Formulieren von Bewerbungsan-
schreiben.

•

•

Angebot Fachberatung Angebot ›Betreutes Wohnen im Individualwohnraum‹
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